
Der Gutachterausschuss für Grund- 
stückswerte in der Stadt Oberhausen 
 
Veröffentlichung der Bodenrichtwerte 
 
Der Gutachterausschuss für Grundstückswerte in der Stadt 
Oberhausen hat gemäß § 196 (1) des Baugesetzbuches  
- BauGB - vom 23.09.2004 in der zur Zeit geltenden Fas-
sung durchschnittliche Lagewerte für den Boden (Boden-
richtwerte) für den Bereich der Stadt Oberhausen ermittelt. 
 
Die Bodenrichtwerte einschließlich der Richtwertzonen für 
den Bereich der Stadt Oberhausen wurden zum Stichtag 
01.01.2023 ermittelt und am 15.03.2023 beschlossen. 
 
Die Bodenrichtwerte werden in digitaler Form in dem 
Bodenrichtwertsystem BORISplus.NRW veröffentlicht. Die 
Bodenrichtwerte können kostenfrei im Internet unter 
www.borisplus.nrw.de von jedermann eingesehen werden.  
 
Auf das Recht, von der Geschäftsstelle des Gutachter-
ausschusses Auskunft über die Bodenrichtwerte zu ver-
langen (§ 196 (3) BauGB), wird hingewiesen. Es besteht 
die Möglichkeit, Bodenrichtwertauskünfte bei der Ge-
schäftsstelle zu erfragen oder gegen Gebühr schriftlich 
zu erhalten. 
 
Oberhausen, 31.03.2023 
 
gez.: 
Michael Steinke  
Vorsitzender  
 
 

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt 
Oberhausen 
 
Widmung einer Straße 
 
Die Stadt Oberhausen widmet gemäß § 6 des Straßen- 
und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
(StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.09.1995 mit Wirkung vom Tage der ortsüblichen 
Bekanntmachung folgende Straße für den öffentlichen 
Verkehr als Gemeindestraße: 
 
Eichenstraße (Gemarkung Buschhausen, Flur 15, 
Flurstück 78) 
 
Die zu widmende Fläche ist in dem beigefügten Lage-
plan als Anlage zur Widmungsverfügung zeichnerisch 
dargestellt.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle Klage bei dem 
Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstr. 39, 40213 
Düsseldorf, erhoben werden. 
 
Die Klage kann auch durch Übermittlung eines elektro-
nischen Dokuments an die elektronische Poststelle des 
Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument 
muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der 
verantwortenden Person versehen sein oder von der 
verantwortenden Person signiert und auf einem siche-

ren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO 
eingereicht werden. Es muss für die Bearbeitung durch 
das Gericht geeignet sein. Die technischen Rahmen-
bedingungen für die Übermittlung und die Eignung zur 
Bearbeitung durch das Gericht bestimmen sich nach 
näherer Maßgabe der Elektronischer-Rechtsverkehr-
Verordnung vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803) 
in der jeweils geltenden Fassung. 
 
Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen 
Rechtsanwalt, eine Behörde oder eine juristische Per-
son des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr 
zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zu-
sammenschlüsse erhoben, muss sie nach § 55d Satz 1 
VwGO als elektronisches Dokument übermittelt werden. 
 
Dies gilt nach § 55d Satz 2 VwGO auch für andere nach 
der VwGO vertretungsberechtigte Personen, denen ein 
sicherer Übermittlungsweg nach § 55a Absatz 4 Satz 1 
Nummer 2 VwGO zur Verfügung steht. 
 
Ist eine Übermittlung als elektronisches Dokument aus 
technischen Gründen vorübergehend nicht möglich, 
bleibt auch bei diesem Personenkreis nach § 55d Satz 1 
und 2 VwGO die Klageerhebung mittels Schriftform oder 
zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der 
Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft 
zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Doku-
ment nachzureichen. 
 
Hinweis 
 
Gemäß § 110 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 JustG NRW ist das 
einem Klageverfahren bislang vorgeschaltete Wider-
spruchsverfahren abgeschafft worden. Entsprechend der 
obenstehenden Rechtsbehelfsbelehrung kann gegen 
diesen Bescheid also direkt Klage erhoben werden. 
 
Zur Vermeidung unnötiger Kosten haben Sie jedoch un-
abhängig hiervon die Möglichkeit, sich vor etwaiger Er-
hebung einer Klage kurzfristig zunächst mit der im Brief-
kopf dieses Bescheides angegebenen Stelle in Verbin-
dung zu setzen. In vielen Fällen können so etwaige 
Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld einer Klage behoben 
und kann der Bescheid ggf., insbesondere hinsichtlich 
etwaiger offensichtlicher Unrichtigkeiten korrigiert wer-
den, so dass es einer Klageerhebung nicht mehr bedarf. 
 
Die Notwendigkeit der Klageerhebung zur Vermeidung 
des Eintritts der Bestandskraft dieses Bescheides wird 
durch einen solchen außergerichtlichen Klärungs- 
versuch allerdings nicht berührt. Die Klagefrist von 
einem Monat wird hierdurch nicht verlängert. 
 
Oberhausen, 27.03.2023 
 
Stadt Oberhausen 
Der Oberbürgermeister 
In Vertretung 
 
Dr. Palotz 
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                                    management

Stadt Oberhausen
= gewidmete Fläche

Anlage zur Widmungsverfügung vom 27.03.2023 für die Eichenstraße


